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daß das Geständnis ein „Hauptbeweis“, ein „überaus 
wichtiger entscheidender Beweis“ sei, der „selbständige 
Bedeutung hat“ ls. Solche Auffassungen führen notwen­
digerweise ' zur Unterschätzung der anderen Beweis­
mittel im Strafprozeß und sind deshalb mit der sozia­
listischen Gesetzlichkeit unvereinbar.
Die Aufgabe der Organe der Strafrechtspflege bei der 
Wahrheitserforschung ist grundsätzlich erst dann als 
gelöst anzusehen, wenn die Kette der Beweismittel, die 
die Begehung der Straftat im einzelnen nachweisen, 
auch ohne das Geständnis vollständig und lückenlos 
ist. Das Geständnis ist ein Beweismittel wie jedes 
andere. Es hat keine größere, aber auch keine gerin­
gere Bedeutung für die Findung der Wahrheit als ande­
re Beweismittel. Es muß betont werden, daß das Vor­
liegen des Geständnisses das Gericht, den Staatsan­
walt und die Untersuchungsorgane nicht von der Ver­
pflichtung befreit, das Tatgeschehen, seine Ursachen 
und Bedingungen und die Persönlichkeit des Täters 
allseitig zu untersuchen14. v
Der Grundsatz der Gesetzlichkeit der Aufklärungs­
und Untersuchungstätigkeit enthält auch die Ver­
pflichtung der Organe der Strafrechtspflege, die gesetz­
lich geregelte Art und Weise der Beweiserhebung strikt 
zu beachten. Man muß mit Nachdruck die Feststellung 
des Ministers der Justiz 'unterstreichen, daß die der Er­
forschung der objektiven Wahrheit dienenden Bestim­
mungen unserer Strafprozeßordnung nichts mit Forma­
lismus zu tun haben15. Im Gegenteil, ihre unbedingte Be­
achtung ist von größter Bedeutung für die Lösung der 
Aufgaben der Wahrheitserforschurig im sozialistischen 
Strafprozeß, insbesondere für die Wahrung der gesetz­
lich garantierten Rechte der Bürger. Gerade; die Be­
stimmungen über die Art und Weise der Beweiser­
hebung sind wichtige Hebel für die Erforschung der 
objektiven Wahrheit. Sie gewährleisten z. B. durch die 
Orientierung des Gerichts auf die unmittelbare münd­
liche Vernehmung von Personen als grundsätzlich 
durchzuführende Form der gerichtlichen Beweisauf­
nahme die aktive Mitwirkung der gesellschaftlichen 
Kräfte, den lebendigen, die Werktätigen mobilisieren­
den Charakter der Haupftverhandlung und die Sach- 
kundigkeit der Aufklärung. Sie sichern die Achtung 
der Rechte der Beschuldigten bzw. Angeklagten, indem 
sie die Organe der Strafrechtspflege zum allseitigen 
Nachweis aller belastenden und entlastenden Umstände 
verpflichten. Sie dienen nicht zuletzt dadurch der Fest­
stellung der Wahrheit, daß sie es Zeugen und Sachver­
ständigen zur gesetzlichen Pflicht machen, die Wahr­
heit zu sagen.

Die Beweisführungspflicht der Organe 
der Strafrechtspflege
Dem Wesen des sozialistischen Strafprozesses als eines 
Instruments zur Führung der Menschen zu einem be­
wußt gesellschaftlichen Verhalten entspricht es, daß die 
Organe der Strafrechtspflege nicht nur das negative, 
den sozialistischen Verhältnissen widersprechende 
Verhalten . des Rechtsbrechers untersuchen und fest­
stellen, sondern daß sie durch die allseitige Aufklärung 
aller belastenden und entlastenden Umstände der 
Rechtsverletzung und der Person des Rechtsbrechers 
alles tun, um zu einer gerechten Entscheidung zu 
gelangen.
Bei der Aufdeckung der belastenden und entlastenden 
Umstände kennt das sozialistische Strafprozeßrecht 
keine Aufteilung der Funktionen hinsichtlich der Aufklä­
rung dieser Umstände im Sinne der These Wyschinskis:

*3 vgl. A. J. Wyschinski, Theorie der gerichtlichen Beweise im 
sowjetischen Recht, Berlin 1955, S. 275 ff.
14 Vgl. hierzu z. B. § 91 StPO der CSSR vom 29. November 1961.
15 H. Benjamin, „Die Entwicklung des sozialistischen Rechts 
und die Aufgaben der Rechtspflege beim umfassenden Auf­
bau des Sozialismus in der DDR“, NJ 1962 S. 764.

„Beweisen muß derjenige, von dem eine Behauptung 
stammt, die des Beweises bedarf“* 1«. Diese Tltese, die 
dazu führt, „daß es a) zur Pflicht des Anklägers gehört, 
die Umstände zu beweisen, welche die Anklage stützen, 
und b) zur Pflicht des Angeklagten, die Umstände zu 
beweisen, die die Anklage widerlegen“17, widerspricht 
dem Wesen des sozialistischen Strafprozesses. Sie 
würde den Angeklagten in nicht wenigen Fällen in eine 
aussichtslose Lage im Strafprozeß bringen. In der Kon­
sequenz würde sie dazu' führen, den Angeklagten 
wegen der in der Anklage erhobenen Beschuldigung 
immer dann zu verurteilen, wenn er mit den ihm zur 
Verfügung stehenden Mitteln nicht in der Lage ist, 
diese Beschuldigung zu widerlegen.
Dem Wesen des sozialistischen Strafprozesses ent­
spricht deshalb der Grundsatz, daß die Organe der 
Strafrechtspflege verpflichtet sind, alle zur Urteils­
findung zu verwendenden Tatsachen in belastender und 
entlastender Hinsicht selbst zu ermitteln und festzu­
stellen. Der Beschuldigte und der Angeklagte sollen an 
der Erforschung der objektiven Wahrheit mitwirken. 
Sie haben insbesondere das Recht, Beweisanträge zu 
stellen. Ihnen darf jedoch weder hinsichtlich der Fest­
stellung ihrer Unschuld noch hinsichtlich der Feststel­
lung ihrer Schuld eine Beweisführungspflicht auferlegt 
werden.
Diese Forderung ist ein deutlicher Ausdruck für den 
Charakter der Beziehungen, die zwischen den Organen 
der sozialistischen Strafrechtspflege und dem Beschul­
digten bzw. Angeklagten bei der Erforschung der ob­
jektiven Wahrheit im Strafprozeß bestehen. Das Ziel 
der Organe der sozialistischen Strafrechtspflege ist es 
nicht, den Bürger, auf den der Verdacht der Begehung 
einer Straftat gefallen ist, durch die einseitige Unter­
suchung und Hervorhebung seines schädlichen Verhal­
tens von der Gesellschaft zu isolieren. Im Gegenteil 
steht ihre gesamte Arbeit mit dem Beschuldigten bzw. 
Angeklagten — soweit er nicht ein verschworener Feind 
der Arbeiter-und-Bauern-Macht ist — im Dienste seiner 
Erziehung und Umerziehung, seiner festen Eingliede­
rung in ein geordnetes sozialistisches Leben.

Der Grundsatz der Unvoreingenommenheit der Beweis­
führung.
Schließlich wird die Aufklärungs- und Untersuchungs­
tätigkeit der Organe der Strafrechtspflege noch von 
folgendem Grundsatz bestimmt:

Die Organe der Strafrechtspflege untersuchen objek­
tiv, unvoreingenommen und eigenverantwortlich 
unter strikter Wahrung der Rechte der fiürger und 
ihrer Würde alle der Urteilsfindung zugrunde liegen­
den Tatsachen. Bestätigen diese den aufgetauchten 
Verdacht der Begehung einer Straftat, so ist der An­
geklagte durch das Gericht oder eine Konflikt- oder 
Schiedskommission zur Verantwortung zu ziehen. Be­
stätigt sich der aufgetauchte Verdacht nicht, so ist 
der Angeklagte durch die von den Organen der Straf­
rechtspflege zu treffende Feststellung seiner Un­
schuld oder der Unbegründetheit der erhobenen Be­
schuldigung zu rehabilitieren und in vollem Umfan­
ge freizusprechen.

In diesem Zusammenhang ist es notwendig, die Kon­
sequenz für den Ausgang des Strafverfahrens in den 
Fällen zu ziehen, in denen — wie § 221 Ziff. 3 StPO 
sagt — nicht bewiesen ist, daß der Angeklagte eine 
Straftat begangen hat, d. h. hinsichtlich der Fälle des 
sog. Freispruchs mangels Beweises. Wenngleich der­
artige Freisprüche in der Strafrechtspraxis der DDR 
nicht im Mittelpunkt stehen, erscheint es mir dennoch 
notwendig, in diesem Zusammenhang die' Problematik 
dieses Freispruchs kurz zu untersuchen, weil sich

16 A. J. Wyschinski, a. a. O., S. 258.
17 a. a. O., S. 260.
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